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Sondervermögen allein reichen nicht –  
Fünf dringende Maßnahmen für den Standort 

Deutschland 

Von Anna Bindler, Geraldine Dany-Knedlik, Tomaso Duso, Alexander S. Kritikos und Alexander Kriwoluzky 

Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit erodiert, weil die Standortbedingungen für Investitionen 
nicht mehr stimmen. Das diagnostizieren auch Union und SPD in ihrem Sondierungspapier. Leider 
zeigt sich, dass die darin vorgeschlagenen Maßnahmen unzureichend und von Partikularinteressen 
getrieben sind. Dabei müssen fünf wichtige Rahmenbedingungen gezielt verbessert werden: ana-
loge sowie digitale Infrastruktur, Bürokratie, Erhöhung des Erwerbspersonenpotenzials und innere 
Sicherheit. In den anstehenden Koalitionsverhandlungen müssen beide Parteien mehr Verantwor-
tung für Deutschland übernehmen. Auch der Bundestag kann bei der Gewährung der geplanten 
Sondervermögen eine zentrale Rolle spielen, indem die Freigabe der Sondervermögen an Fort-
schritte beim Reformprozess zur Verbesserung der Standortbedingungen geknüpft werden. 

Der Standort Deutschland kränkelt. Seine Wettbewerbsfähigkeit nimmt ab.1  Immer mehr Betriebe 
schließen2, weil die Standortbedingungen für Investitionen nicht mehr stimmen und sich die Produk-
tion für sie nicht mehr lohnt. Andere Unternehmen verlagern ihren Standort – trotz deutlich höherer 
Lohnkosten sogar in die Schweiz – und tätigen Neuinvestitionen eben nicht mehr in Deutschland, 
sondern im Ausland.3 Seit fast 20 Jahren sprechen viele, wie zum Beispiel die britische Wochenzeitung 
The Economist,4 von einem Reformstau. 

Nun haben Vertretende der potenziell nächsten Bundesregierung ein Sondervermögen in Höhe von 
500 Milliarden Euro in Aussicht gestellt. Zusätzlich ist eine Lockerung der Schuldenbremse für Ver-
teidigungsausgaben geplant. Alles in allem könnte dieses Schuldenmanöver dann bis zu einer Billion 
Euro umfassen. Diese Mittel sollen für Investitionen in die marode Infrastruktur und für die Wehrfä-
higkeit der Europäischen Union (EU) genutzt werden. Das Sondervermögen darf aber nicht dazu füh-
ren, dass die dringend notwendigen Investitionen im Staatshaushalt gesenkt werden, um Steuerge-
schenke zu verteilen. Darüber hinaus muss allen Beteiligten bewusst sein, dass Investitionen allein 
nicht die hinlänglich bekannten Standortprobleme lösen werden, sondern vielleicht sogar in ihrer 

 

1 Laut World Competitiveness Ranking, das 67 Länder hinsichtlich ihrer Wettbewerbsfähigkeit bewertet, ist Deutschland 
in den vergangenen zehn Jahren von Platz 6 auf Platz 24 zurückgefallen. Das ist so niedrig wie seit 20 Jahren nicht mehr. 
International Institute for Management Development (2024): IMD World Competitiveness Booklet 2024 (online verfüg-
bar). 
2 Pressemitteilung des ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung vom 22. Dezember 2023: Mehr Un-
ternehmensschließungen als Gründungen in 2022 (online verfügbar); Human Resources Manager vom 30. Mai 2024: Zahl 
der geschlossenen Unternehmen auf Rekordhoch (online verfügbar). 
3 Siehe etwa die jüngsten Umfragen von Ernst & Young in Unternehmen, berichtet unter anderem von Mark Fehr (2024): 
Firmenfrust am Standort Deutschland wächst. FAZ vom 2. November (online verfügbar).  
4 The Economist (2023): Is Germany once again the sick man of Europe? Ausgabe vom 17. August (online verfügbar). 

https://www.imd.org/centers/wcc/world-competitiveness-center/rankings/world-competitiveness-ranking/
https://www.imd.org/centers/wcc/world-competitiveness-center/rankings/world-competitiveness-ranking/
https://www.zew.de/presse/pressearchiv/mehr-unternehmensschliessungen-als-gruendungen-in-2022
https://www.humanresourcesmanager.de/personalmanagement/unternehmensschliessungen-rekordhoch-2023/
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/jobbabbau-firmenfrust-am-standort-deutschland-waechst-110084335.html
https://www.economist.com/leaders/2023/08/17/is-germany-once-again-the-sick-man-of-europe
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Wirkung verpuffen, wenn die Standortprobleme nicht angegangen werden. Neben der Infrastruktur 
nennen die Unternehmen an erster Stelle stark gestiegene Bürokratielasten.5 Gleichzeitig besteht eine 
immense demografische Herausforderung, der nicht nur durch die Erhöhung des inländischen Fach-
kräftepotenzials, sondern insbesondere auch durch die Zuwanderung von Fachkräften begegnet wer-
den muss. Dieses Thema wurde jedoch zuletzt von der emotional geführten Debatte um die Zuwan-
derung von Flüchtlingen überlagert, die wiederum mit Fragen der inneren Sicherheit verknüpft ist.  

Diese Punkte wurden teilweise im kürzlich verabschiedeten Sondierungspapier von Union und SPD 
aufgegriffen. Es wird jedoch davon abhängen, welche Maßnahmen in den anstehenden Koalitionsver-
handlungen ergriffen werden.  

Der vorliegende Beitrag nimmt die fünf zentralen Standortbedingungen in den Blick und macht – vor 
dem Hintergrund des Sondierungspapiers – konkrete Vorschläge, mit welchen Maßnahmen sie ver-
bessert werden können. 

Ein zentraler Faktor für bessere Standortbedingungen ist eine moderne Infrastruktur. Hier besteht in 
Deutschland ein großer Nachholbedarf an Investitionen. Das zeigt sich nicht nur im täglichen Leben 
durch marode Straßen, verspätete Züge und im Bildungsbereich. Die Koalitionspartner haben kürzlich 
ihre Pläne für ein Infrastruktur-Sondervermögen von rund 500 Milliarden Euro für die kommenden 
zehn Jahre vorgestellt. Angesichts des seit Jahrzehnten sehr niedrigen Anteils der öffentlichen Inves-
titionsquote von rund zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts ist das ein wichtiger und richtiger 
Schritt.6 Wie die Ausgaben im Einzelnen aussehen werden, bleibt vorerst offen, bis der konkrete Haus-
haltsplan vorliegt. Auch das Sondierungspapier macht nicht deutlich, wie die Infrastruktur verbessert 
werden soll. 

Um den Standort Deutschland attraktiver zu machen, ist es nicht nur wichtig, mehr öffentliche Gelder 
in die Hand zunehmen, sondern die Mehrausgaben müssen auch in die richtige Infrastruktur inves-
tiert werden. Dabei spielt die analoge Infrastruktur in Städten und Gemeinden, aber auch der Schie-
nen- und Fernverkehr sowie der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) eine wichtige Rolle für die 
Standortfrage. Ein gutes Verkehrsnetz reduziert die Transportkosten und macht sowohl die Beschaf-
fung als auch den Absatz günstiger. Darüber hinaus erhöht es die Erreichbarkeit und lindert damit die 
Notlagen in manchen Wohnungslagen, da es möglich wird, weiter vom Arbeitsplatz entfernt zu woh-
nen. Daneben ist die entsprechende Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur ein entscheidender Faktor, 
um den Arbeitsinput zu gewährleisten. Hoch qualifizierte Arbeitskräfte sind ein entscheidender 
Standortvorteil Deutschlands. Zusätzlich generieren Hochschulen, Universitäten und Forschungsin-
stitute wichtige Grundlagenforschung, die die Produktivität von Arbeit und Kapital erhöhen.7  Des 
Weiteren hat eine gute Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur den Vorteil, dass besser ausgebildete 
Personen sozial mobiler sind und beide Elternteile am Arbeitsmarkt teilnehmen können. Beides ver-
ringert soziale und ökonomische Ungleichheit und Kriminalität. 

Leider macht das Sondierungspapier eines deutlich: Nötige öffentliche Investitionsausgaben werden 
vom regulären Haushalt in ein Sondervermögen verschoben. Der freiwerdende finanzpolitische Spiel-
raum wird für diverse Steuergeschenke verplant. Eine höhere Pendlerpauschale, eine weitere Renten-
erhöhung und die geplante Mehrwertsteuersenkung für die Gastronomie sind die prominentesten Bei-
spiele. Dabei könnten diese Steuergeschenke erheblich ausfallen. 

 

 

5 Nachricht des Bundesverbands mittelständische Wirtschaft vom 18. Juli 2023: Jeder vierte Mittelständler denkt ans 
Aufgeben des eigenen Geschäftes (online verfügbar).  
6 Geraldine Dany-Knedlik, Alexander Kriwoluzky und Malte Rieth (2025): Sondervermögen für Infrastruktur: 500-Milliar-
den-Euro-Investitionspaket würde deutsche Wirtschaft aus der Krise holen. DIW aktuell 111 (online verfügbar). 
7 Geraldine Dany-Knedlik, Alexander Kriwoluzky und Malte Rieth (2025): Öffentliche Investitionen sind notwendig, selbst-
tragend und kurbeln die Wirtschaft an. DIW aktuell 107 (online verfügbar). 

Fokus auf Verkehrs- und Bildungsinfrastruktur setzen 

https://www.bvmw.de/de/nordbaden-rhein-neckar/arbeit-und-soziales/news/jeder-vierte-mittelst%C3%A4ndler-denkt-ans-aufgeben-des-eigenen-gesch%C3%A4ftes---tagesschau-berichtet-%C3%BCber-ergebnis-einer-umfrage-des-bvmw
https://www.diw.de/de/diw_01.c.940089.de/publikationen/diw_aktuell/2025_0111/sondervermoegen_fuer_infrastruktur__500-milliarden-euro-investitionspaket_wuerde_deutsche_wirtschaft_aus_der_krise_holen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.936595.de/publikationen/diw_aktuell/2025_0107/oeffentliche_investitionen_sind_notwendig__selbsttragend_und_kurbeln_die_wirtschaft_an.html
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Mit vier Bürokratieentlastungsgesetzen haben die Bundesregierungen der letzten 20 Jahre vergeblich 
versucht, den Standort Deutschland attraktiver zu machen. Denn gleichzeitig wurden viele neue Ge-
setze auf den Weg gebracht, zuletzt allein 14 000 aus der EU, deren zusätzliche Belastungen die Ent-
lastungen aus diesen Gesetzen bei weitem übersteigen. Bürokratie ist zum Mühlstein im unternehme-
rischen Alltag geworden. 

Zeitraubende Berichtspflichten, umständliche Vorschriften und Genehmigungsverfahren treiben die 
Produktionskosten in die Höhe. Das ifo Institut schätzt, dass Unternehmen durchschnittlich 22 Pro-
zent der Arbeitszeit für Bürokratie aufwenden8 – ein wesentlicher Grund, warum Unternehmen Neu-
investitionen nicht mehr in Deutschland tätigen.9 

Was bisher vernachlässigt wurde, ist die Tatsache, dass sich die Belastung der Unternehmen durch 
Bürokratie in eine Sachebene (Anzahl der Vorschriften) und eine Personenebene (Qualität der öffent-
lichen Verwaltung) aufteilen lässt. Die bisherige Politik, und das gilt auch für das Sondierungspapier, 
konzentriert sich auf den Abbau von Vorschriften und Berichtspflichten und ist damit gescheitert und 
wird auch weiterhin scheitern. Die Gesamtzahl der Vorschriften wird weiter zunehmen. 

Damit wird die Qualität der öffentlichen Verwaltung zu einem zentralen Element der aktiven Gestal-
tung von Wirtschaftspolitik. Eine qualitativ hochwertige Verwaltung zeichnet sich durch schlanke 
Verfahren, verständliche Vorschriften und zumutbare Berichtspflichten aus. Bei hoher Verwaltungs-
qualität werden Entscheidungen und Genehmigungsverfahren innerhalb von Wochen – und nicht erst 
nach Jahren – effizient und transparent getroffen. Bei der Umsetzung werden Unternehmen aktiv von 
Vorschriften entlastet. Dann bietet die öffentliche Verwaltung den wichtigsten Vorteil von Regulie-
rung: Rechtssicherheit für die Unternehmen. 

Dass eine hohe Qualität der öffentlichen Verwaltung möglich ist, zeigen die nordischen Länder. Dort 
gibt es trotz hoher Regulierungsdichte gerade deshalb kein Standortproblem.10 

Die nächste Bundesregierung sollte daher ambitionierter werden und es zu einem festen Bestandteil 
ihrer Wirtschaftspolitik machen, die Verwaltungsqualität zu steigern, anstatt wieder nur Berichts-
pflichten zu senken. Radikaler Bürokratieabbau bedeutet den Aufbau einer leistungsfähigen und digi-
talisierten Verwaltung, unterstützt durch künstliche Intelligenz, die mit transparenten Prozessen und 
Verantwortlichkeiten unterlegt ist. Konkretes Ziel sollte dann sein, die Bürokratiekosten für Unter-
nehmen in den nächsten fünf Jahren zu halbieren (und nicht nur um 25 Prozent zu senken, wie im 
Sondierungspapier angestrebt). Das ist eine Investition in den Standort, die sich lohnt. 

Die angehenden Koalitionäre erkennen zwar die Bedeutung der Digitalisierung an, haben aber keine 
konkreten Pläne für die digitale Infrastruktur. Eine leistungsfähige digitale Infrastruktur ist jedoch 
entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftliche Resilienz Deutschlands.11 Private In-
vestitionen müssen dabei eine zentrale Rolle spielen, und um sie zu stärken, ist ein wettbewerbsori-
entierter Ansatz unerlässlich.12  

 

8 Katrin Demmelhuber et al. (2024): Firmenbefragung zum Thema Bürokratie in Deutschland. ifo Forschungsberichte 
Nr. 148 (online verfügbar).  
9 Patrick Welter (2024): Warum so viele Unternehmen ihr Geschäft aufgeben. FAZ vom 19. November (online verfügbar). 
10 Siehe Sara Amoroso, Benedikt Herrmann und Alexander S. Kritikos (2024): The role of regulation and regional govern-
ment quality for high-growth firms: the good, the bad and the ugly. Regional Studies 58(9), 1710–1727. 
11 Siehe etwa Tomaso Duso und Alexander Schiersch (2022): Breitbandversorgung erhöht die Produktivität von Unterneh-
men, aber nicht alle profitieren gleichermaßen. DIW Wochenbericht Nr.  25/26, 359–365 (online verfügbar); Tomaso Duso 
und Alexander Schiersch (2023): Cloud-Lösungen können Produktivität steigern. DIW Wochenbericht Nr. 20, 233–240. 
12 Vergleiche auch Monopolkommission: 13. Sektorgutachten Telekommunikation (2023): Gigabit-Ziele durch Wettbe-
werb erreichen! 13. Sektorgutachten (2023) (online verfügbar). 

Ein neuer Weg zum radikalen Bürokratieabbau 

Wettbewerb als Leitprinzip für eine leistungsfähige digitale Infrastruktur  

Katrin
https://www.ifo.de/publikationen/2024/monographie-autorenschaft/firmenbefragung-zum-thema-buerokratie-deutschland
PatrickWelter
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/erdrueckende-buerokratie-warum-so-viele-mittelstaendler-ihr-geschaeft-aufgeben-110120867.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.843132.de/publikationen/wochenberichte/2022_25_1/breitbandversorgung_erhoeht_die_produktivitaet_von_unternehmen__aber_nicht_alle_profitieren_gleichermassen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.843132.de/publikationen/wochenberichte/2022_25_1/breitbandversorgung_erhoeht_die_produktivitaet_von_unternehmen__aber_nicht_alle_profitieren_gleichermassen.html
https://www.monopolkommission.de/images/PDF/SG/13sg_telekommunikation_volltext.pdf
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Auch hier gilt: Die Qualität der öffentlichen Verwaltung muss verbessert werden. Statt den Infrastruk-
turwettbewerb einzuschränken, braucht es gezielte Maßnahmen für einen effizienten Glasfaserausbau: 
Vereinfachte und digitalisierte Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie einheitliche Standards 
und zentrale Genehmigungsplattformen. Ein transparenter Übergang von Kupfer- zu Glasfasernetzen 
mit verbindlichen Fristen sichert den Wettbewerb und beschleunigt den Ausbau. Faire Wettbewerbs-
bedingungen für alle Marktteilnehmer, insbesondere durch die Regulierung des Infrastrukturzugangs, 
sind essenziell, um eine Monopolisierung neuer Netze zu verhindern. Zudem sollten alle realisierbaren 
Vorleistungsprodukte zu marktüblichen Konditionen und einheitlichen Standards angeboten werden. 

Im Mobilfunk sollte die Versteigerung des knappen Frequenzspektrums wieder als vorrangiges Ver-
fahren im Telekommunikationsgesetz verankert werden. Der Markt sollte wieder vier vollwertige 
Netzbetreiber zulassen. Dazu müssen Ausbauverpflichtungen für Neueinsteiger fair ausgestaltet und 
Behinderungsstrategien etablierter Anbieter verhindert werden. Wettbewerbsbeschränkende Verbote 
auf dem Vorleistungsmarkt sowie Restriktionen bei der Errichtung von Mobilfunkstandorten sollten 
vermieden werden. 

Die staatliche Förderung des Netzausbaus sollte strikt auf unterversorgte Gebiete beschränkt bleiben, 
in denen ein marktgetriebener Ausbau nicht wirtschaftlich ist, um die Verdrängung privater Investi-
tionen und die Entwertung bestehender Netze zu vermeiden. Geförderte Infrastrukturen sollten allen 
Marktteilnehmern offenstehen, Open-Access-Verpflichtungen sollten integraler Bestandteil der För-
derung sein und konsequent überwacht werden.13  

Von zentraler Bedeutung für die technologische Souveränität und Innovationsfähigkeit Deutschlands 
ist auch der Ausbau der digitalen Infrastruktur in den Bereichen KI, Cloud-Technologien und Super-
computing. Hier bedarf es einer koordinierten europäischen Strategie. Programme wie die Important 
Projects of Common European Interest (IPCEI) mit denen die EU strategische Schlüsseltechnologien 
fördert, sollten gezielt genutzt werden, um wettbewerbsfähige KI-Lösungen zu entwickeln und den 
Aufbau eines europäischen Technologiestacks – vom Chip bis zur Anwendungsebene – voranzutreiben. 

Derzeit sinkt das inländische Erwerbspersonenpotenzial jährlich um rund 300 000 Personen, weil 
mehr Menschen in Rente gehen, als in den Arbeitsmarkt eintreten.14 Damit Deutschland sein Produk-
tionspotenzial ausschöpfen und die vielen anstehenden Infrastrukturinvestitionen bewältigen kann, 
ist ein Gesamtkonzept erforderlich, um das vorhandene inländische Erwerbspersonenpotenzial und 
die Zuwanderung von Fachkräften zu steigern. Mit Blick auf das inländische Erwerbspersonenpoten-
zial gehören dazu, anders als im Sondierungspapier, neben der Abschaffung der Rente mit 63 Jahren 
und der sukzessiven Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 70 Jahre, auch Maßnahmen, die es insbe-
sondere Frauen ermöglichen, ihre Arbeitszeit zu erhöhen. Denn viele wollen mehr arbeiten, können 
es aber nicht. Zu letzterem äußert sich das Sondierungspapier in keiner Weise. Dazu gehören zum 
Beispiel die Ganztagsschulen und die tatsächliche Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kita-
platz. Zum anderen ist es an der Zeit, das Ehegattensplitting abzuschaffen, um Anreize zu schaffen, in 
den Arbeitsmarkt einzusteigen oder die Arbeitszeit zu erhöhen.15 

Im Mittelpunkt der Maßnahmen muss jedoch eine erleichterte Zuwanderung von dringend benötigten 
Arbeitskräften stehen, um die anstehenden demografischen Herausforderungen zu bewältigen. Dafür 
braucht es statt des im Sondierungspapier enthaltenen Sammelsuriums von Maßnahmen ein gesamt-
heitliches Konzept, differenziert nach Gründen für Zuwanderung. Bei der Arbeitsmigration war das 
Fachkräftezuwanderungsgesetz ein Schritt in die richtige Richtung – aber es dauert immer noch viel 

 

13 Für ein Beispiel siehe Tomaso Duso, Mattia Nardotto und Jo Seldeslachts (2025): A retrospective study of state aid 
control in the German Broadband market. Journal of the European Economic Association, im Erscheinen (online ver-
fügbar). 
14 Angelina Hackmann, Konstantin A. Kholodilin und Teresa Schildmann (2025): Mehr Migration könnte Potenzialwachs-
tum der deutschen Wirtschaft deutlich erhöhen. DIW aktuell 101 (online verfügbar). 
15 Katharina Wrohlich (2023): Kürzt das Ehegattensplitting statt das Elterngeld! Kommentar. DIW Wochenbericht Nr. 28, 
398 (online verfügbar). 

Zuwanderung von Fachkräften und Innovator*innen erleichtern  

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.810583.de/dp1931.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.810583.de/dp1931.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.934290.de/publikationen/diw_aktuell/2025_0101/mehr_migration_koennte_potenzialwachstum_der_deutschen_wirtschaft_deutlich_erhoehen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.877251.de/publikationen/wochenberichte/2023_28_3/kuerzt_das_ehegattensplitting_statt_das_elterngeld__kommentar.html
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zu lange, bis Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Staaten bei uns arbeiten können. Im Mittelpunkt steht daher 
erneut die Bürokratie. Es bedarf klar definierter Prozesse mit dem Ziel, innerhalb eines Monats über 
die Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis zu entscheiden. Das fängt bei der digitalisierten Visa-Vergabe 
an, geht über serviceorientiert geschulte Ausländerbehörden bis hin zur beschleunigten Anerkennung 
von Abschlüssen. Das gilt sowohl nach der Zusage eines Arbeitsverhältnisses als auch für die Suche 
nach einem Arbeitsverhältnis innerhalb Deutschlands. Darüber hinaus sollten die Hürden für eine 
erneute Einreise nach einer Ausreise möglichst geringgehalten werden, um eine “zirkuläre Migration” 
zu ermöglichen.16 

Ein weiteres Augenmerk zur Verbesserung der Standortbedingungen muss auf der Gewinnung von 
Innovator*innen und Forschenden liegen, die im Sondierungspapier überhaupt nicht erwähnt werden. 
Jährlich verlassen mehr Forschende und Innovator*innen Deutschland als nach Deutschland kom-
men.17 Damit verliert das Land Potenzial für die Einführung innovativer Technologien, Produkte und 
Dienstleistungen, die zu den wichtigsten Faktoren für künftiges Wirtschaftswachstum zählen. Um 
diesen Trend umzukehren, muss das Arbeitsumfeld in Deutschland für diese Menschen attraktiver 
gestaltet werden: Neben der mehrfach genannten effizienteren Bürokratie gehört dazu der Zugang zu 
Risikokapital. Dazu sollte es Unternehmen aus dem Finanzsektor, wie zum Beispiel Versicherungen, 
erlaubt werden, einen geringen Prozentsatz ihres Vermögens in Start-ups zu investieren. Zweitens 
sollte die neue Bundesregierung angesichts der Entwicklungen in den USA einen Fond auflegen, der 
gezielt Forschende und Innovator*innen aus den USA anwirbt. Dieser Fond kann direkt das Gehalt 
oder Kapitalausstattung finanzieren. Schließlich ist das deutsche Steuersystem hinsichtlich der Be-
steuerung reinvestierter Gewinne im Vergleich zu den USA unattraktiv. Es muss vorrangig Investiti-
onsanreize setzen. 

Der Wahlkampf in Deutschland war nach mehreren Anschlägen von einem intensiven Diskurs zur 
inneren Sicherheit geprägt, der aber im Sondierungspapier nicht explizit aufgegriffen wird. Um die 
innere Sicherheit nachhaltig zu gewährleisten und damit den Standort zu stärken, muss die politische 
Debatte versachlicht werden hin zu einer evidenz-basierten Kriminalpolitik. Das Sondierungspapier 
bietet im Bereich der inneren Sicherheit jedoch nur zwei Punkte an: Der eine ist eine (lobenswerte) 
Weiterentwicklung des Opferschutzes bei Gewalt gegen Frauen, der andere eine implizite Annähe-
rung an Maßnahmen der inneren Sicherheit im Sinne der Begrenzung irregulärer Migration. 

Der aktuelle Diskurs, der Kriminalität mit Migration verknüpft, ist jedoch kaum wissenschaftlich fun-
diert. Der hohe Anteil ausländischer Tatverdächtiger in der Polizeilichen Kriminalstatistik ist vor al-
lem auf demografische (Alter, Geschlecht) und sozio-ökonomische Risikofaktoren (Bildung, Einkom-
men, Arbeitsmarktperspektiven, Wohnorte) zurückzuführen.18 Unter Berücksichtigung dieser Fakto-
ren kann die pauschale Aussage, dass Zuwanderung die Kriminalität erhöhe, nicht bestätigt werden.19 
Für die Herausforderungen der Migrationspolitik (bei Integrations- und Kapazitätsfragen) müssen Lö-
sungen gefunden werden. Eine restriktivere Migrationspolitik wird jedoch nicht die Lösung für eine 
nachhaltige innere Sicherheit sein.  

Vielmehr sollte bei der Kriminalitätsbekämpfung priorisiert werden und eine ganzheitliche Strategie 
zur Kriminalitätsprävention im Mittelpunkt stehen. Eine gut funktionierende Polizei ist für die 

 

16 Klaus F. Zimmermann (2014): Circular migration. IZA World of Labor 1 (online verfügbar). 
17 Barbara Gillmann und Thomas Jahn (2024): Verliert Deutschland bei der Forschung den Anschluss. Handelsblatt vom 
10. Dezember (online verfügbar). 
18 Siehe etwa Bundesministerium des Innern und für Heimat (2024): Polizeiliche Kriminalstatistik 2023 (online verfügbar); 
Bundeskriminalamt (2024): Kriminalität im Kontext von Zuwanderung (online verfügbar); zur Interpretation siehe Anna 
Bindler (2025): Mehr Sicherheit durch Prävention: Wie Bildung, Arbeit und soziale Stabilität Kriminalität verringern. DIW 
aktuell 108 (online verfügbar). 
19 Randi Hjalmarsson, Stephen Machin und Paolo Pinotti (2024): Crime and the labor market. In: Christian Dustmann und 
Thomas Lemieux (Hg.): Handbook of Labor Economics, Elsevier; Olivier Marie und Paolo Pinotti (2024): Immigration and 
Crime: An International Perspective. Journal of Economic Perspectives, 38(1), 181–200; Joop Adema und Jean-Victor Ali-
pour (2025): Steigert Migration die Kriminalität? Ein datenbasierter Blick. ifo Schnelldienst Nr. 3 (online verfügbar). 

Innere Sicherheit durch Prävention stärken 

https://wol.iza.org/articles/circular-migration/long
https://www.handelsblatt.com/politik/international/innovation-verliert-deutschland-bei-der-forschung-den-anschluss/100092801.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2023/FachlicheBroschueren/fachlicheBroschueren_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/KriminalitaetImKontextVonZuwanderung/KriminalitaetImKontextVonZuwanderung_node.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.937170.de/publikationen/diw_aktuell/2025_0108/mehr_sicherheit_durch_praevention__wie_bildung__arbeit_und_soziale_stabilitaet_kriminalitaet_verringern.html
https://www.ifo.de/publikationen/2025/aufsatz-zeitschrift/steigert-migration-die-kriminalitaet-ein-datenbasierter-blick
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Kriminalitätsbekämpfung von zentraler Bedeutung.20 Die neue Bunderegierung sollte eine nachhal-
tige Strategie entwickeln, die eine verbesserte föderale Zusammenarbeit und Kooperation der Polizei 
und anderer Behörden/Institutionen über die Ländergrenzen hinweg beinhaltet. Bestehende Maßnah-
men zur Kriminalitätsbekämpfung sollten (unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit) konsequenter 
umgesetzt werden, bevor Strafrahmen erhöht werden. Die Unterstützung und Modernisierung von 
Polizei und Justiz, einschließlich moderner technischer Ausstattung, Digitalisierung, Reformen zu Da-
tenspeicherung und Bürokratieabbau sollten angegangen werden. Darüber hinaus müssen Ansätze 
entwickelt werden, um den Fachkräftebedarf in der Polizei zu decken. Die Polizeigewerkschaften for-
dern eine Einstellungsoffensive – dafür muss der Beruf attraktiv sein.  

Nachhaltige innere Sicherheit kann aber vor allem durch Prävention erreicht werden. Sie ist besonders 
wirksam, wenn sie den Einstieg in die Kriminalität verhindert. Bildung, Chancengerechtigkeit, Ar-
beitsmarktperspektiven und sozialpolitische Maßnahmen sind dabei entscheidend.21 Diese Faktoren 
sind sowohl aus wirtschafts- als auch aus kriminalpolitischer Sicht wichtig. Hier bedarf es eines Um-
denkens in der Sicherheitspolitik hin zu einem gesamtpolitischen Ansatz, der wirtschafts- und sozial-
politische Aspekte mitdenkt und zu einer evidenzbasierten Kriminalpolitik führt. 

Um den Standort Deutschland für neue Investitionen wieder attraktiv zu machen, wird es entschei-
dend sein, dass die angekündigten 500 Milliarden Euro in die marode Infrastruktur investiert und die 
Investitionen durch die benannten Strukturreformen begleitet werden. Im Sondierungspapier von 
Union und SPD sind viele Diagnosen richtig gestellt, die vorgeschlagenen Maßnahmen greifen aber 
viel zu kurz. Zentrale Elemente werden gar nicht erst angesprochen. Die nächste Bundesregierung ist 
gefordert, mehr Verantwortung für Deutschland zu übernehmen und einen Reformprozess zur Ver-
besserung der Standortbedingungen einzuleiten, anstatt weiterhin Partikularinteressen zu bedienen. 
Das Sondervermögen darf nicht dazu führen, dass Investitionen im Staatshaushalt zu Gunsten von 
Steuergeschenken unter anderem an Rentner*innen, Landwirt*innen oder die Gastronomie gesenkt 
werden. Stattdessen sollten Investitionen in die fünf wichtigsten Rahmenbedingungen – analoge sowie 
digitale Infrastruktur, Bürokratie, Erhöhung des Erwerbspersonenpotenzials und innere Sicherheit – 
gezielt getätigt werden. Die Zukunft des Standort Deutschlands wird davon abhängen, welche Maß-
nahmen in den anstehenden Koalitionsverhandlungen ergriffen werden. Das Parlament sollte bei der 
Verabschiedung des entsprechenden Sondervermögens die Freigabe einzelner Tranchen an Fort-
schritte beim Reformprozess zur Verbesserung der Standortbedingungen knüpfen.  

 

 

20 Anna Bindler und Randi Hjalmarsson (2021): Do police reduce crime? Evidence from the 1829 introduction of the Lon-
don Metropolitan Police. ECONtribute Policy Brief No. 016 (online verfügbar); Bindler (2025): a.a.O. 
21 Bindler und Hjalmarsson (2021), a.a.O.; Bindler (2025), a.a.O. 

Fazit: Kein Sondervermögen für Steuergeschenke  

https://www.econtribute.de/RePEc/ajk/ajkpbs/ECONtribute_PB_016_2021.pdf
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